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Neufassung der Wahlordnung fur die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen

Beschlussvorschlag

Der Rat Stadt Oberhausen beschlief3t die Neufassung der Wahlordnung fur die Wahl des
Integrationsrates der Stadt Oberhausen in der als Anlage 2 beigefiigten Fassung.

* Vorlage zur:
Anhorung (A)
Kenntnisnahme (K)
Vorberatung (V)
Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :

Zustimmung (Z)
Ablehnung (A)

Anderung (A)

Anhorung vollzogen (AV)
Kenntnisnahme (K)

Stellv. Bereichsleiter | Dezernentin Kammerer Oberbirgermeister
Bereich 4-5
Elke Miinich Apostolos Tsalastras | Wehling
Jirgen Ludwiczak Datum Datum Datum
Datum 11.02.2014
Beschlusskontrolle: Beteiligung:
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Personalrat [1

Gleichstellungsstelle []
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Konsequenzen

a) Finanzielle
keine [X]

ja []

Begriindung

Durch Artikel | des Gesetzes zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Gemeinden und
zur Anderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Dezember 2013, GV. NRW. 2013
S. 878, wurde die Partizipation von Migranten und Migrantinnen in der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen — GO NRW — neu geregelt. Geandert wurde § 27 GO NRW - Integration. Daraus
resultiert das Erfordernis, die Wahlordnung fiir die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen zu
Uberarbeiten.

Einige Anderungen sind aufgrund des gednderten § 27 GO NRW zwingend erforderlich, andere
Anderungen sind lediglich redaktioneller Art. Bei der Neufassung der Wahlordnung wurden auch die
Vorschriften gestrichen, die gesetzlich abschlieRend geregelt sind. Damit wird vermieden, dass bei
gesetzlichen Anderungen auch jedes Mal die Wahlordnung erneut geadndert werden muss.

Der Text der zu beschlieRenden Neufassung ist als Anlage 2 beigeflgt. Die alte Wahlordnung fir die
Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen (Ratsbeschluss vom 02.11.2009) ist der

Beschlussfassung als Anlage 1 beigefigt, dort wurden die vorgenommenen Anderungen
gekennzeichnet.

Anlagen

- Wahlordnung fur die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen, Ratsbeschluss vom
02.11.2009 (Anlage 1)

- Neufassung der Wahlordnung flir die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen (Anlage 2)
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Anlage 1

Wahlordnung fir die Wahl des Integrationsrates der Stadt
Oberhausen vom 03212009 ......

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 82312009 10.03.2014 die
folgende Wahlordnung beschlossen:

§1
Grundsatze, Geltungsbereich, Zustandigkeit

(1) Die Mitglieder des Integrationsrates werden nach den fur die Wahl geltenden
Vorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW), der fur die
Integrationsratswahlen geltenden Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes
Nordrhein-Westfalen (KWahlG NRW) und dieser Wahlordnung gewabhilt.

(2) Wahlgebiet ist die Stadt Oberhausen. Das Wabhlgebiet kann in Stimmbezirke
eingeteilt werden.

(3) Die  Vorbereitung und Durchfihrung  der  Wahl obliegt dem
Hauptverwaltungsbeamten / der Hauptverwaltungsbeamtin (Wahlamt).

§2
Wahlorgane

Wahlorgane sind

- der Hauptverwaltungsbeamte/die Hauptverwaltungsbeamtin als Wabhlleiter /
Wabhlleiterin,

- der Wahlausschuss,

- fur jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand und fiir jeden Briefwahlbezirk der
Briefwahlvorstand.

83
Wahlausschuss

(1) Der Wahlausschuss besteht aus dem Wabhlleiter/der Wahlleiterin als
Vorsitzende/m und einer Anzahl von Mitgliedern nach § 2 KWahlG NRW.

(2) Der Wahlausschuss entscheidet Uber die Zulassung von Wahlvorschléagen (8 9 5) bis
zum 30. Tag vor der Wahl. Ferner stellt er das Wahlergebnis fest (§ 43 9 Abs. 1).

84
Wahlvorstand und ehrenamtliche Tatigkeit

(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem/der Wabhlvorsteher/in, dem/der
stellvertretenden Wahlvorsteher/in und drei bis sechs Besitzer(n)/innen. Der
Hauptverwaltungsbeamte / die Hauptverwaltungsbeamtin beruft die Mitglieder
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des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand kénnen neben Wahlberechtigten auch
Birger und Birgerinnen angehoren.

(2) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme des/der Wahlvorsteher(s)/in den Ausschlag.

(3) Die Mitglieder der Wahlvorstande tben eine ehrenamtliche Tatigkeit aus.

85
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8§95
Wahlvorschlage

Der Wabhlleiter / die Wahlleiterin fordert nach Bekanntmachung des Wahltages
zur Einreichung von Wahlvorschlagen durch 6ffentliche Bekanntmachung auf.
Wabhlvorschlage kénnen von Gruppen von Wahlberechtigten
(Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten sowie Birgerinnen und
Birgern (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte
kann nur einen Wahlvorschlag einreichen.

Als Wahlbewerber kann jede/r Wahlberechtigte sowie jede Burgerin und jeder
Birger der Gemeinde benannt werden, sofern er/sie seinel/ihre Zustimmung
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.

Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wabhlvorschlag
einreichenden Gruppe unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie
einen nach demokratischen Grundsatzen gewahlten Vorstand besitzt und die
Benennung und Aufstellung der Bewerber/Bewerberinnen nach demokratischen
Grundsatzen erfolgt ist.

Der  Wahlvorschlag muss  Vornamen und Familiennamen, die
Staatsangehorigkeit, das Geburtsdatum, den Beruf oder Stand und die Anschrift
der Hauptwohnung der / des Wahlbewerber(s)/in enthalten. Der Wahlvorschlag
ist in Block- oder Maschinenschrift in lateinischen Buchstaben abzufassen.

Jeder Wabhlvorschlag muss als ,Listenwahlvorschlag® oder als
.Einzelbewerber/in“ gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des
Wabhlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des
ersten Bewerbers / der ersten Bewerberin an die Stelle der
Wahlvorschlagsbezeichnung.

Der Wahlvorschlag muss von mindestens 1 v. Tausend, héchstens jedoch von
100 Wabhlberechtigten unterstitzt sein. Unterschriften sind eigenhéandig und
handschriftlich abzugeben. Jeder Wahlberechtigte darf mit seiner Unterschrift nur

einen Wabhlvorschlag unterstitzen; —Mehrachunterstitzungenfirverschiedene
Wahlversehlage—sind-—beiallen\Wahlvorschldgen—ungiitig hat jemand mehrere

Wahlvorschlage unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren
Wabhlvorschlagen ungultig. Die Unterzeichner muissen in Block- oder
Maschinenschrift Vornamen und Familiennamen, Geburtsdatum und Anschrift
der Hauptwohnung angeben. Diese Angaben sollen vom Unterzeichner
personlich und handschriftlich ausgefullt werden. Wahlvorschlage dirfen nur von
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Wabhlberechtigten unterstitzt werden. Die Unterstlitzung eines Wahlvorschlages
durch den wahlberechtigten Wahlbewerber ist zulassig.

In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende
Vertrauensperson bezeichnet sein.

Fur die Wahlvorschlage und die Unterstitzungsunterschriften sind die
Formblatter zu verwenden, die das Wahlamt bereithalt.

Wabhlvorschlage konnen bis zum 34. Tag vor der Wahl, 15.00 Uhr, beim
Wabhlleiter / bei der Wabhlleiterin eingereicht werden. Der Walhlleiter / die
Wabhlleiterin prift die Wahlvorschlage und legt sie dem Wahlausschuss zur
Entscheidung vor (8 3). Die zugelassenen Wahlvorschlage werden vom
Wabhlleiter / von der Wabhlleiterin mit den in Abs. 4 genannten Merkmalen, jedoch
ohne Tag und Monat der Geburt, bekanntgemacht.

8106
Stimmzettel

Die Einzelbewerber werden mit Namen und Vornamen in den Stimmzettel
aufgenommen. Die Listenwahlvorschlage werden mit der Bezeichnung des
Wahlvorschlages sowie der Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusatzlich werden
Name und Vorname der ersten funf auf der Liste genannten
Bewerber/Bewerberinnen aufgefihrt.

Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich nach der Stimmenzahl, die die
Wahlergruppen und Einzelbewerber bei der letzten Wahl erreicht haben; sonstige
Bie Wahlvorschlage—erseheinen—aut—dem—Stimmzettel in—der—Reihenfolge
schliel3en sich in der Reihenfolge, in der die fur einen glltigen Wahlvorschlag
erforderlichen Unterlagen beim Wabhlleiter / bei der Wahlleiterin eingegangen
sind, bei gleichzeitigem Eingang in alphabetischer Reihenfolge an.

8417
Wahlerverzeichnis

Fur jeden Stimmbezirk wird ein Wahlerverzeichnis gefihrt.

In das Wahlerverzeichnis werden alle Personen eingetragen, bei denen am 35.
Tag vor der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind. Die
Wabhlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis zum 19. Tag vor der
Wabhl.

Die Wahlberechtigten sind im Wahlerverzeichnis mit Familien- und Vornamen,
Geburtsdatum und Anschrift aufgefihrt. Das Wahlerverzeichnis wird unter
fortlaufender Nummer nach Stral3en und Hausnummern alphabetisch angelegt.

Das Wahlerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl, an einem
Tag mindestens bis 18.00 Uhr, zur offentlichen Einsicht ausgelegt. Termin und
Ort der Auslegung werden 6ffentlich bekanntgemacht.
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Wer das Wahlerverzeichnis fur unrichtig oder unvolistandig hélt, kann bis zum
Ende der Auslegungsfrist Einspruch schriftlich oder zur Niederschrift bei dem
Hauptverwaltungsbeamten / der Hauptverwaltungsbeamtin einlegen.

Uber Einspruch gegen das  Wahlerverzeichnis  entscheidet  der
Hauptverwaltungsbeamte / die Hauptverwaltungsbeamtin endgultig. Die
Entscheidung schliel3t die Erhebung eines Einspruchs im Wahlprifungsverfahren
nicht aus.

§4128
Durchfihrung der Wahl

Wahlen kann nur, wer in das Wahlerverzeichnis des Stimmbezirks eingetragen
ist.

Inhaber eines Wahlscheines kdnnen in jedem Stimmbezirk des Wahlbezirks oder
durch Briefwahl wahlen.

Der Wahler / die Wéahlerin hat eine Stimme.

Auf Verlangen hat er / sie sich gegeniber dem Wahlvorstand uber seine / ihre
Person auszuweisen.

Die Wahlzeit dauert von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr.

§139
Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung

Der Wahlausschuss stellt nach vorangegangener Vorprufung aller
Wabhiniederschriften auf Vollstdndigkeit und Ordnungsmafigkeit durch den
Wabhlleiter / die Wahlleiterin unverziglich nach der Wahl das Wahlergebnis und
die Sitzverteilung nach dem d"Hondtschen Hochstzahlverfahren fest. Er ist dabei
an die Entscheidung der Wahlvorstdande gebunden, jedoch berechtigt,
Rechenfehler zu berichtigen. Entfallen bei der Sitzverteilung auf einem Vorschlag
mehr Sitze, als Bewerber/innen benannt sind, bleiben diese Sitze unbesetzt. Im
Falle gleicher Hochstzahlen entscheidet das vom Wahlleiter / von der
Wabhlleiterin in der Wahlausschusssitzung zu ziehende Los.

Der Wahlleiter / Die Wabhlleiterin macht das Ergebnis unverziglich ortsuiblich
bekannt, benachrichtigt die gewéhlten Bewerber/innen durch Zustellung und
fordert sie schriftlich auf, die Wahl binnen einer Woche anzunehmen.

Fur die Annahmeerklarung, den Mandatsverlust (einschl. Verzicht) und die
Ersatzbestimmung gelten die Regelungen des KWahlG NRW in der jeweiligen
Fassung entsprechend.



8§14 10
Wahlprifung

(1) Uber die Giiltigkeit der Wahl ist von Amts wegen zu beschlieRen. § 40 Abs. 1 des
KWahlG NRW findet entsprechende Anwendung.

(2) Ein Einspruch gegen die Gultigkeit der Wahl kann von jedem Wahlberechtigten
sowie allen Birgern und Bulrgerinnen binnen eines Monats nach
Bekanntmachung des Wahlergebnisses beim Wabhlleiter / bei der Wabhlleiterin
schriftlich oder mindlich zur Niederschrift erklart werden.

81511
Amtssprache

Die Amtssprache ist deutsch.

81612
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten tritt die vom Rat der Stadt Oberhausen am 28111994

02.11.2009 beschlossene Wahlordnung zurBurehfthrung-ven-Auslanderbeirats-
wahlen flr die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen gemaR-§27 GO

vom 03.11. 2009 gema8—§—2—7—GQ—NR-W m—@be#h&usen—sewre—aﬂe—blshengen

aulRer Kraft.




Anlage 2

Wahlordnung fir die Wahl des Integrationsrates der Stadt
Oberhausen vom ......

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 10.03.2014 die folgende
Wahlordnung beschlossen:

§1
Grundsatze, Geltungsbereich, Zustandigkeit

(1) Die Mitglieder des Integrationsrates werden nach den fir die Wahl geltenden
Vorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW), der fur die
Integrationsratswahlen geltenden Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes
Nordrhein-Westfalen (KWahlG NRW) und dieser Wahlordnung gewabhilt.

(2) Wahlgebiet ist die Stadt Oberhausen. Das Wahlgebiet kann in Stimmbezirke
eingeteilt werden.

(3) Die Vorbereitung und Durchfuhrung der  Wahl obliegt dem
Hauptverwaltungsbeamten / der Hauptverwaltungsbeamtin (Wahlamt).

§2
Wahlorgane

Wahlorgane sind

- der Hauptverwaltungsbeamte/die Hauptverwaltungsbeamtin als Wabhlleiter /
Wabhlleiterin,

- der Wahlausschuss,

- fur jeden Stimmbezirk der Wahlvorstand und fiir jeden Briefwahlbezirk der
Briefwahlvorstand.

83
Wahlausschuss

(1) Der Wahlausschuss besteht aus dem Wabhlleiter/der Wahlleiterin als
Vorsitzende/m und einer Anzahl von Mitgliedern nach § 2 KWahlG NRW.

(2) Der Wahlausschuss entscheidet tber die Zulassung von Wahlvorschlagen (8 5) bis zum
30. Tag vor der Wahl. Ferner stellt er das Wahlergebnis fest (§ 9 Abs. 1).

§4
Wahlvorstand und ehrenamtliche Tatigkeit

(1) Der Wabhlvorstand bestent aus dem/der Wahlvorsteher/in, dem/der

stellvertretenden Wahlvorsteher/in und drei bis sechs Besitzer(n)/innen. Der
Hauptverwaltungsbeamte / die Hauptverwaltungsbeamtin beruft die Mitglieder
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des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand kénnen neben Wahlberechtigten auch
Birger und Birgerinnen angehoren.

Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt
die Stimme des/der Wahlvorsteher(s)/in den Ausschlag.

Die Mitglieder der Wahlvorstande tiben eine ehrenamtliche Tatigkeit aus.

8§85
Wahlvorschlage

Der Wabhlleiter / die Wahlleiterin fordert nach Bekanntmachung des Wahltages
zur Einreichung von Wahlvorschlagen durch offentliche Bekanntmachung auf.
Wabhlvorschlage kbnnen von Gruppen von Wahlberechtigten
(Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten sowie Birgerinnen und
Birgern (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte
kann nur einen Wahlvorschlag einreichen.

Als Wahlbewerber kann jede/r Wahlberechtigte sowie jede Burgerin und jeder
Birger der Gemeinde benannt werden, sofern er/sie seinel/ihre Zustimmung
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.

Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag
einreichenden Gruppe unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie
einen nach demokratischen Grundsatzen gewahlten Vorstand besitzt und die
Benennung und Aufstellung der Bewerber/Bewerberinnen nach demokratischen
Grundsatzen erfolgt ist.

Der  Wahlvorschlag muss  Vornamen und Familiennamen, die
Staatsangehorigkeit, das Geburtsdatum, den Beruf oder Stand und die Anschrift
der Hauptwohnung der / des Wahlbewerber(s)/in enthalten. Der Wahlvorschlag
ist in Block- oder Maschinenschrift in lateinischen Buchstaben abzufassen.

Jeder Wabhlvorschlag muss als ,Listenwahlvorschlag® oder als
.Einzelbewerber/in“ gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des
Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des
ersten Bewerbers / der ersten Bewerberin an die Stelle der
Wabhlvorschlagsbezeichnung.

Der Wahlvorschlag muss von mindestens 1 v. Tausend, héchstens jedoch von
100 Wabhlberechtigten unterstitzt sein. Unterschriften sind eigenhéandig und
handschriftlich abzugeben. Jeder Wahlberechtigte darf mit seiner Unterschrift nur
einen Wahlvorschlag unterstitzen; hat jemand mehrere Wahlvorschlage
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlagen
ungultig. Die Unterzeichner mussen in Block- oder Maschinenschrift Vornamen
und Familiennamen, Geburtsdatum und Anschrift der Hauptwohnung angeben.
Diese Angaben sollen vom Unterzeichner personlich und handschriftlich
ausgefullt werden. Wahlvorschlage duarfen nur von Wahlberechtigten untersttitzt
werden. Die Unterstltzung eines Wahlvorschlages durch den wahlberechtigten
Wahlbewerber ist zulassig.
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In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende
Vertrauensperson bezeichnet sein.

Fur die Wahlvorschlage und die Unterstitzungsunterschriften sind die
Formblatter zu verwenden, die das Wahlamt bereithalt.

Wabhlvorschlage kdnnen bis zum 34. Tag vor der Wahl, 15.00 Uhr, beim
Wabhlleiter / bei der Wabhlleiterin eingereicht werden. Der Walhlleiter / die
Wabhlleiterin prift die Wahlvorschlage und legt sie dem Wahlausschuss zur
Entscheidung vor (8 3). Die zugelassenen Wahlvorschlage werden vom
Wabhlleiter / von der Wabhlleiterin mit den in Abs. 4 genannten Merkmalen, jedoch
ohne Tag und Monat der Geburt, bekanntgemacht.

86
Stimmzettel

Die Einzelbewerber werden mit Namen und Vornamen in den Stimmzettel
aufgenommen. Die Listenwahlvorschlage werden mit der Bezeichnung des
Wabhlvorschlages sowie der Kurzbezeichnung aufgenommen. Zusatzlich werden
Name und Vorname der ersten funf auf der Liste genannten
Bewerber/Bewerberinnen aufgefihrt.

Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich nach der Stimmenzahl, die die
Wahlergruppen und Einzelbewerber bei der letzten Wahl erreicht haben; sonstige
Wabhlvorschlage schlieRen sich in der Reihenfolge, in der die flr einen gultigen
Wabhlvorschlag erforderlichen Unterlagen beim Wabhlleiter / bei der Wabhlleiterin
eingegangen sind, bei gleichzeitigem Eingang in alphabetischer Reihenfolge an.

87
Wahlerverzeichnis

Fur jeden Stimmbezirk wird ein Wahlerverzeichnis gefuhrt.

In das Wahlerverzeichnis werden alle Personen eingetragen, bei denen am 35.
Tag vor der Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind. Die
Wabhlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis zum 19. Tag vor der
Wabhl.

Die Wahlberechtigten sind im Wahlerverzeichnis mit Familien- und Vornamen,
Geburtsdatum und Anschrift aufgefihrt. Das Wahlerverzeichnis wird unter
fortlaufender Nummer nach Stral3en und Hausnummern alphabetisch angelegt.

Das Wahlerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl, an einem
Tag mindestens bis 18.00 Uhr, zur offentlichen Einsicht ausgelegt. Termin und
Ort der Auslegung werden 6ffentlich bekanntgemacht.

Wer das Wahlerverzeichnis fur unrichtig oder unvollstandig halt, kann bis zum
Ende der Auslegungsfrist Einspruch schriftlich oder zur Niederschrift bei dem
Hauptverwaltungsbeamten / der Hauptverwaltungsbeamtin einlegen.
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Uber Einspruch gegen das  Wahlerverzeichnis  entscheidet  der
Hauptverwaltungsbeamte / die Hauptverwaltungsbeamtin endgultig. Die
Entscheidung schliel3t die Erhebung eines Einspruchs im Wahlprifungsverfahren
nicht aus.

§8
Durchfihrung der Wahl

Wahlen kann nur, wer in das Wahlerverzeichnis des Stimmbezirks eingetragen
ist.

Inhaber eines Wahlscheines kdnnen in jedem Stimmbezirk des Wahlbezirks oder
durch Briefwahl wahlen.

Der Wahler / die Wéahlerin hat eine Stimme.

Auf Verlangen hat er / sie sich gegentuber dem Wahlvorstand tber seine / ihre
Person auszuweisen.

Die Wabhlzeit dauert von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr.

§9
Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung

Der Wahlausschuss stellt nach vorangegangener Vorpriufung aller
Wabhiniederschriften auf Vollstdndigkeit und Ordnungsmafgigkeit durch den
Wahlleiter / die Wabhlleiterin unverziglich nach der Wahl das Wabhlergebnis und
die Sitzverteilung nach dem d"Hondtschen Hochstzahlverfahren fest. Er ist dabei
an die Entscheidung der Wahlvorstdnde gebunden, jedoch berechtigt,
Rechenfehler zu berichtigen. Entfallen bei der Sitzverteilung auf einem Vorschlag
mehr Sitze, als Bewerber/innen benannt sind, bleiben diese Sitze unbesetzt. Im
Falle gleicher Ho6chstzahlen entscheidet das vom Wahlleiter / von der
Wabhlleiterin in der Wahlausschusssitzung zu ziehende Los.

Der Wahlleiter / Die Wabhlleiterin macht das Ergebnis unverziglich ortsuiblich
bekannt, benachrichtigt die gewéhlten Bewerber/innen durch Zustellung und
fordert sie schriftlich auf, die Wahl binnen einer Woche anzunehmen.

Fir die Annahmeerklarung, den Mandatsverlust (einschl. Verzicht) und die

Ersatzbestimmung gelten die Regelungen des KWahlG NRW in der jeweiligen
Fassung entsprechend.

§10
Wabhlprifung

Uber die Giiltigkeit der Wahl ist von Amts wegen zu beschlieRen. § 40 Abs. 1 des
KWahlG NRW findet entsprechende Anwendung.
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(2) Ein Einspruch gegen die Gultigkeit der Wahl kann von jedem Wahlberechtigten
sowie allen Birgern und Bulrgerinnen binnen eines Monats nach
Bekanntmachung des Wahlergebnisses beim Wabhlleiter / bei der Wahlleiterin
schriftlich oder mundlich zur Niederschrift erklart werden.

8§11
Amtssprache

Die Amtssprache ist deutsch.
8§12
Inkrafttreten, Aul3erkrafttreten
(1) Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kratft.
(2) Gleichzeitig tritt die vom Rat der Stadt Oberhausen am 02.11.2009 beschlossene

Wahlordnung fur die Wahl des Integrationsrates der Stadt Oberhausen vom
03.11.2009 aul3er Kraft.



	Vorlage
	Rat der Stadt
	Beschlussvorlage
	öffentlich
	Beratungsgegenstand

	Anlage 1: Anlage_1_Wahlordnung_Integrationsrat_Alt
	Anlage 2: Anlage_2_Wahlordnung_Integrationsrat_2014_Neu

